
Satzung zur Änderung der Satzung über den Besuch der Tagesheime der Landeshauptstadt 
München (Tagesheimsatzung) 
 
 
vom 
 
 
Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
04.06.2024 (GVBl. S. 98), folgende Satzung: 
 
§ 1 
 
Die Satzung über den Besuch der Tagesheime der Landeshauptstadt München (Tagesheim-
satzung) vom 21.04.2017 (MüABl. S. 186), zuletzt geändert durch Satzung vom 07.06.2022 
(MüABl. S. 325), wird wie folgt geändert: 
 
1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt: 
 
„Belegplätze (einschließlich des städtischen Mitarbeiter*innenkontingents) sind vom Wid-
mungszweck der öffentlichen Einrichtung ausgenommen. Im Fall von Belegrechten wird eine 
definierte Anzahl an Plätzen nach gesonderten Regelungen an Kinder vergeben, die beson-
dere Zugangsvoraussetzungen erfüllen.“ 
 
b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„Für Kinder mit Behinderung oder drohender Behinderung, denen ein Anspruch auf Eingliede-
rungshilfe nach § 99 des Neunten Buches Sozialgesetzbuchs vom 23.12.2016 (BGBl. I 
S. 3234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 412) in der jeweils 
geltenden Fassung, oder nach § 35a des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) vom 
11.09.2012 (BGBl. I 2022), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
152), in der jeweils geltenden Fassung zur Betreuung in einer Kindertageseinrichtung zusteht, 
oder wenn der örtliche Träger für Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.08.1997 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 08.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 152), in der jeweils geltenden Fassung einen 
der Eingliederungshilfe entsprechenden Anspruch dem Grunde nach festgestellt hat, können 
Tagesheime benannt werden, in denen integrative Platzkontingente zur Verfügung stehen. 
Die Betreuung dort setzt voraus, dass die Voraussetzungen des Art. 21 Abs. 5 Satz 2 Ziffer 4 
oder Ziffer 5 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) vom 
08.07.2005 (GVBl. S. 236, BayRS 2231-1-A), das zuletzt durch Gesetz vom 10.08.2023 
(GVBl. S. 499) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung vorliegen, insbesondere 
die zuständigen Stellen die integrativen Maßnahmen in der Einrichtung bewilligen und Leistun-
gen hierfür erbracht werden. Sind nicht genügend ausgewiesene integrative Plätze verfügbar, 
erfolgt die Platzvergabe der integrativen Plätze unter pädagogischen Gesichtspunkten insbe-
sondere unter Beachtung des Kindeswohls. Dabei werden sowohl die individuellen Bedarfe 
des Kindes als auch die der bereits aufgenommenen Kinder berücksichtigt.“ 
 
c) In Absatz 5 wird vor Satz 1 folgender Satz eingefügt: 
 
„Es werden in den Einrichtungen nur die Buchungszeiten/-arten angeboten, die jeweils in der 
konkreten Einrichtung zur Verfügung gestellt werden.“ 
 
 
  



3. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Reihenfolge“ das Satzzeichen „:“ durch das Satz-
zeichen „.“ ersetzt.  
 
b) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Kinder“ durch das Wort „Sprengelkinder“ ersetzt. 
 
c) In Absatz 2 Satz 5 werden nach den Worten „Jahrgangsstufen/Klassen“ die Worte „in den 
jeweiligen Gruppen des Tagesheims“ eingefügt. 
 
4. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„Innerhalb der gleichen Dringlichkeitsstufe haben Kinder den Vorrang, deren Geschwisterkind 
bereits in der Einrichtung aufgenommen ist, d. h. mit zumindest einer Platzzusage nach § 5 
Absatz 3 der Satzung, und zum Zeitpunkt des Eintritts des nun angemeldeten Kindes noch 
mindestens fünf Monate die Einrichtung besuchen wird.“ 
 
b) Absatz 1 Ziffer 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„1. Dringlichkeitsstufe A 
 
Für Kinder, die gemäß Vorschlag des Sozialreferats wegen ihrer sozialpädagogisch hohen 
Dringlichkeit der Betreuung besonders bedürfen, steht in den Einrichtungen ein Platzkontin-
gent im Umfang von jeweils bis zu zwei Plätzen pro Gruppe zur Verfügung. Begründete Aus-
nahmen hiervon sind möglich (mehr oder weniger Plätze pro Einrichtung). 
Die Aufnahme setzt voraus, dass das Sozialreferat der Einrichtung die für die Betreuung not-
wendigen Informationen übermittelt.“ 
 
c) In Absatz 1 wird nach Ziffer 2 die folgende Ziffer 2a eingefügt: 
 
„2a) Bonuspunkte für Dringlichkeitsstufe B 
 
Der nach Ziffer 2 ermittelte Punktewert kann bei Vorliegen von Bonuspunkten überschritten 
werden. Zusätzliche Bonuspunkte werden nur dann, wenn Punkte nach Ziffer 2 in Anspruch 
genommen werden können, bei Vorliegen folgender zusätzlicher Voraussetzungen vergeben: 
 

a) Bonuspunkte für Personensorgeberechtigte in Schul- oder beruflicher Erst- 
ausbildung 
Der Bonuspunktewert wird zusätzlich zu den Punkten angerechnet, die sich nach 
Ziffer 2 ergeben. 

 
10 Punkte 

 
b) Alleinerziehende 

Alleinerziehende im Sinne dieser Bonuspunktregelung sind Personensorgeberechtigte, 
die im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 1 des Zweiten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB II) – 
Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.05.2011 (BGBl. I S. 850, 2094), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 152), in der jeweils gültigen Fassung, alleinerziehend 
sind. 
Alleinerziehende im Sinne der Satzung sind Personensorgeberechtigte, die ohne Part-
ner nach § 7 Abs. 3 SGB II mit einem oder mehreren Kindern im gemeinsamen Haus-
halt leben und allein für die Erziehung und Pflege des Kindes sorgen. Die Person muss 
überwiegend für das Kind verantwortlich sein. Das Zusammenwohnen mit einem weite-
ren volljährigen, aber noch unter 25-jährigen Kind lässt die Eigenschaft, alleinerziehend 
zu sein, nicht entfallen. 
Die Voraussetzung muss bis zum Zeitpunkt des Eintritts fortbestehen. Die Aufnahme 
des Kindes kann widerrufen werden, wenn die Alleinerziehenden-Eigenschaft zum Ein-
trittszeitpunkt nicht mehr fortbesteht. 

 
20 Punkte“ 

  



5. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 3 Satz 2 wird nach den Worten „Entscheidung sind“ das Wort „schriftlich“ einge-
fügt. 
 
b) Absatz 3 Satz 6 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Wenn der den Personensorgeberechtigten mitgeteilte Rückmeldetermin für die Bestätigung 
der Platzannahme nach einer Zusage nicht eingehalten wird oder der Platz seitens der Perso-
nensorgeberechtigten abgesagt wird oder wenn der Termin für das Aufnahmegespräch von 
den Personensorgeberechtigten ohne Vorliegen eines zwingenden sachlichen Grundes und 
vorheriger Information der Einrichtung nicht wahrgenommen wird, erlischt die Zusage und das 
Kind wird nach diesem Termin für das betreffende Kindertageseinrichtungsjahr nicht weiter auf 
der Anmeldeliste dieser Einrichtung geführt.“ 
 
c) Dem Absatz 6 werden nach Satz 2 folgende Sätze angefügt: 
 
„Bei der Buchung wird festgelegt, ob das Kind an der Verpflegung teilnimmt, sofern diese bei 
der betreffenden Besuchsart angeboten wird. Es kann dann, wenn dies im Rahmen spezieller 
Buchungsmöglichkeiten vorgesehen ist, festgelegt werden, an wie vielen Tagen pro Woche 
das Kind am Essen teilnimmt.“ 
 
6. § 7 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird nach Ziffer 6 die folgende Ziffer 7 eingefügt: 
 
„7. die Zusammenarbeit zwischen Einrichtung und Personensorgeberechtigten und das Ver-
trauensverhältnis durch wiederholtes Verhalten der Personensorgeberechtigten derart beein-
trächtigt ist, dass der Betrieb massiv gestört wird und/oder es den Beschäftigten und/oder den 
Kindern der anderen Eltern oder den anderen Eltern nicht mehr zumutbar ist, das betroffene 
Kind weiterhin in der Einrichtung zu betreuen. Voraussetzung ist, dass alle milderen Mittel, ins-
besondere auch die Reduzierung des Kontakts zu den Personensorgeberechtigten auf das zur 
Wahrnehmung der Betreuung absolut erforderliche Mindestmaß, ggf. einschließlich et- 
waiger Hausverbote, nicht ausreichend sind,“ 
 
b) Die bisherige Ziffer 7 wird zu Ziffer 8. 
 
c) In Absatz 5 Satz 1 wird „Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 7 und des Abs. 2“ ersetzt durch „Absatz 1 
Nr. 6, Nr. 7 und Nr. 8 und des Absatzes 2“, 
 
7. § 9 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „umschließen“ das Komma und die Worte „,sofern sol-
che festgelegt wurden“ eingefügt. 
 
b) Es werden folgende Absätze 2 und 3 eingefügt: 
 
„(2) Die Mindestbuchungszeit beträgt mehr als 15 Stunden pro Woche, d. h. die Buchungs-
stufe „über drei bis vier Stunden“. 
Über Ausnahmen mit Buchungszeiten bis 15 Stunden pro Woche entscheidet RBS-A 4 für 
jeweils ausgewiesene Einrichtungen. Voraussetzung ist der Erhalt der Förderfähigkeit für die 
Einrichtung. 
 
(3) Die Tagesheime können im Benehmen mit dem RBS-A 4 auch Plätze benennen, die weni-
ger lang zur Verfügung stehen, als die Einrichtung insgesamt geöffnet ist. Hierfür werden die 
Buchungszeiten rechtzeitig festgelegt.“ 
 
c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 
 
§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 28.02.2025 in Kraft. 


